










































1. bei  verwitweten Steuerpflichtigen
für den Veranlagungszeitraum, der dem
Kalenderjahr folgt, in dem der Ehegatte
verstorben ist, wenn der Steuerpflichtige
und sein verstorbener Ehegatte im Zeit-
punkt seines Todes die Voraussetzungen
des § 26 Abs. 1 Satz 1 erfüllt haben,

2. bei einem Steuerpflichtigen, dessen Ehe
in dem Kalenderjahr, in dem er sein
Einkommen bezogen hat, aufgelöst wor-
den ist, wenn in diesem Kalenderjahr

a) der Steuerpflichtige und sein bisheri-
ger Ehegatte die Voraussetzungen des
§ 26 Abs. 1 Satz 1 erfüllt haben,

b) der bisherige Ehegatte wieder gehei-
ratet hat und

c) der bisherige Ehegatte und dessen
neuer Ehegatte ebenfalls die Voraus-
setzungen des § 26 Abs. 1 Satz 1 er-
füllen.

Dies gilt nicht, wenn eine Ehe durch Tod
aufgelöst worden ist und die Ehegatten

der neuen Ehe die besondere Veranla-
gung nach § 26c wählen.

Voraussetzung

















































































































































































































Die Ziele des Gesetzentwurfs sind

– eine Verbesserung von Wachstum und Beschäftigung
durch Stärkung der Investitionskraft der Unternehmen
und nachhaltige Belebung der Binnennachfrage, da-
mit Arbeitsplätze gesichert und neue Arbeitsplätze
geschaffen werden,

– eine spürbare Entlastung von Arbeitnehmern und
Familien,

– die Schaffung von Steuergerechtigkeit,

– eine Vereinfachung des deutschen Steuerrechts.

Nach den Steuer- und Abgabenerhöhungen in den ver-
gangenen Jahren ist für die große Mehrheit der Bevölke-
rung die Grenze der Belastbarkeit erreicht. Es ist deshalb
dringend erforderlich, die Gesamtbelastung durch Steu-
ern und Abgaben zu senken. Mit diesem Gesetzentwurf
werden Bürgerinnen und Bürger sowie Unternehmen bei
den Steuern in drei Stufen 1999, 2000 und 2002 nach-
haltig entlastet. Die Steuerreform ist solide finanziert
und berücksichtigt die schwierige Finanzlage von Bund,
Ländern und Gemeinden.

Der Gesetzentwurf dient auch dem Ziel, eine grundle-
gende Reform der Unternehmensbesteuerung bis zum
Jahr 2000 vorzubereiten.

Zur Erreichung der Reformziele werden

– die Steuersätze bei der Einkommensteuer und Kör-
perschaftsteuer spürbar gesenkt,

– das Kindergeld für das erste und zweite Kind erhöht,

– die Unternehmensbesteuerung reformiert,

– die Bemessungsgrundlage durch Abbau von Steuer-
vergünstigungen und durch Bereinigung des Steuer-
rechts, insbesondere durch Objektivierung der Ge-
winnermittlung, umfassend verbreitert.

Die vorgeschlagenen Reformmaßnahmen sind zugleich
angebots- und nachfrageorientiert: Die Senkung der
Unternehmensteuersätze stärkt die Investitionskraft der
Unternehmen und führt damit zu einer Verbesserung der
Angebotsbedingungen. Die steuerliche Entlastung der
Arbeitnehmer und Familien stärkt die Binnennachfrage.

Mehr Wirtschaftswachstum und neue Arbeitsplätze sind
nur in dieser Kombination zu erreichen.

Durch das stufenweise Inkrafttreten der Steuerreform sind
die Entlastungsvolumina und die sich aufbauenden Steu-
ermehreinnahmen durch die vorgesehene Verbreiterung
der steuerlichen Bemessungsgrundlage in den einzelnen
Rechnungsjahren aufeinander abgestimmt. Das gesamte
Entlastungsvolumen der dreistufigen Steuerreform beträgt
rund 57 Mrd. DM. Diese Entlastung wird in Höhe von
insgesamt rund 42 Mrd. DM gegenfinanziert. Die sich im
Jahr 2002 daraus ergebende Nettoentlastung von rund
15 Mrd. DM ist finanzpolitisch vertretbar.

Die im Gesetzentwurf vorgesehene Senkung des Ein-
gangssteuersatzes, die Anhebung des Grundfreibetrages
und die Erhöhung des Kindergeldes führen zu der drin-
gend erforderlichen Entlastung von Arbeitnehmern und
Familien. Die gesamte Steuerreform bringt einer durch-
schnittlich verdienenden Familie mit zwei Kindern ge-
genüber 1998 ab 2002 eine Entlastung von rund 2.700
DM im Jahr. Bereits 1999 wird diese Familie um rund
1.200 DM im Jahr und in den Jahren 2000 und 2001
jeweils um rund 1.700 DM im Jahr entlastet.

Der Einkommensteuertarif wird in drei Stufen gesenkt.

Die erste Stufe tritt zum 1. Januar 1999 in Kraft. Sie
umfaßt gegenüber 1998 folgende Maßnahmen:

– Verbesserung des Grundfreibetrages von 12.365 DM/
24.730 DM (Grundtabelle/Splittingtabelle) auf 13.067 DM/
26.135 DM, wie bereits beschlossen;

– Senkung des Eingangssteuersatzes von 25,9 Prozent
auf 23,9 Prozent;

– Senkung des Höchststeuersatzes für gewerbliche
Einkünfte von 47 Prozent auf 45 Prozent.

Der Einkommensteuertarif für das Jahr 1999 ist dreistu-
fig-linear-progressiv gestaltet.

Die zweite Stufe tritt zum 1. Januar 2000 in Kraft. Sie
umfaßt gegenüber 1999 folgende Maßnahmen:

– Verbesserung des Grundfreibetrages von 13.067
DM/26.135 DM auf rund 13.500 DM/27.000 DM;

– Senkung des Eingangssteuersatzes von 23,9 Prozent
auf 22,9 Prozent;

– Senkung des Höchststeuersatzes von 53 Prozent auf
51 Prozent;

– Senkung des Höchststeuersatzes für gewerbliche
Einkünfte von 45 Prozent auf 43 Prozent.



Der Einkommensteuertarif für die Jahre 2000 und 2001
ist zweistufig-linear-progressiv gestaltet.

Die dritte Stufe tritt zum 1. Januar 2002 in Kraft. Sie
umfaßt gegenüber 2000/2001 folgende Maßnahmen:

– Verbesserung des Grundfreibetrages von rund 13.500
DM/27.000 DM auf rund 14.000 DM/28.000 DM;

– Senkung des Eingangssteuersatzes von 22,9 Prozent
auf 19,9 Prozent;

– Senkung des Höchststeuersatzes von 51 Prozent auf
48,5 Prozent.

Der Einkommensteuertarif für das Jahr 2002 ist zweistu-
fig-linear-progressiv gestaltet.

Von besonderer Bedeutung ist die stufenweise Anhe-
bung des Grundfreibetrages bis auf rund 14.000
DM/28.000 DM im Jahr 2002. Hierdurch soll sicherge-
stellt werden, daß das steuerliche Existenzminimum dem
sozialhilferechtlichen Existenzminimum entspricht. Ge-
rade für die Bezieher kleinerer und mittlerer Einkommen
führt diese Maßnahme zu einer Stärkung ihrer Kaufkraft.

Die im Gesetzentwurf vorgesehene Anhebung des Kin-
dergeldes stellt einen wichtigen Eckpfeiler der dreistu-
figen Steuerreform dar. Bereits zum 1. Januar 1999
wird das Kindergeld für das erste und zweite Kind um
30 DM im Monat von 220 DM auf 250 DM im Monat
angehoben. Das erhöhte Kindergeld bedeutet ab 1999
eine jährliche Verbesserung von 360 DM jeweils für
das erste und zweite Kind und trägt damit wesentlich
zur Gesamtentlastung der Familien durch die erste
Stufe der Steuerreform bei. Ab dem Jahr 2002 wird das
Kindergeld für das erste und zweite Kind auf 260 DM
im Monat erhöht.

Das höhere Kindergeld entspricht dem verfassungs-
rechtlichen Grundsatz, daß das Existenzminimum eines
Kindes steuerfrei bleiben muß. Die Kindergelderhö-
hung ist nicht nur ein Gebot der sozialen Gerechtigkeit,
sie ist auch ökonomisch sinnvoll. Angesichts der viel-
fach schwierigen Lage der Familien mit Kindern hat
eine Erhöhung des Kindergeldes im Vergleich zu ande-
ren Maßnahmen eine besonders konsumfördernde Wir-
kung. Die Erhöhung des Kindergeldes in einem Volu-
men von rund 6 Mrd. DM in 1999 wird damit einen
Beitrag zur raschen Belebung der Binnenkonjunktur
leisten.

Ziel der Bundesregierung bleibt es, daß allein das Kin-
dergeld in allen Fällen das steuerliche Existenzminimum
für Kinder entsprechend den Vorgaben des Bundes-
verfassungsgerichts abdeckt und der vom Einkommen-
steuersatz abhängige Kinderfreibetrag entfällt.

Mit der Verlagerung der Auszahlung des Kindergeldes
auf die Familienkassen schon ab 1. Januar 1999 wird
eine Verringerung der Bürokratiekosten im Bereich der
privaten Arbeitgeber erreicht.

Der Gesetzentwurf sieht vor, ab dem Jahr 2002 den
steuerlichen Vorteil aus dem Ehegattensplitting für Be-
zieher hoher Einkommen im Jahr zu begrenzen. Die
Begrenzung des Splittingvorteils im Rahmen der Steuer-
reform ist Bestandteil einer dringend notwendigen fami-
lienpolitischen Strukturreform zugunsten der Familien
mit Kindern, innerhalb derer das Kindergeld deutlich
erhöht wird.

Es wird sichergestellt, daß die intakte, zusammenlebende
Familie nicht schlechter gestellt wird als getrennt leben-
de Eheleute, bei denen der wirtschaftlich Stärkere dem
wirtschaftlich Schwächeren Unterhalt zahlt. Im Ergebnis
bedeutet das neue Modell des Ehegattensplittings, daß
ein Splittingvorteil von mehr als 8.000 DM im Jahr erst
bei einem zu versteuernden Jahreseinkommen von deut-
lich über 170.000 DM erreicht wird, wenn nur ein Ehe-
gatte das gemeinsame zu versteuernde Einkommen er-
wirtschaftet. Unter Berücksichtigung der fiktiven Ver-
rechnung von Unterhaltsleistungen kann der Split-
tingvorteil höchstens 9.264 DM im Jahr betragen. Die in
dem neuen Modell vorgesehene Begrenzung des Split-
tingvorteils auf maximal 8.000 DM im Jahr führt also für
sich genommen bei hohen Einkommen zu einer Mehr-
belastung von höchstens 1.264 DM im Jahr. Dem steht
eine deutlich höhere Entlastung aus der Senkung der
Steuersätze gegenüber.

Der Gesetzentwurf sieht eine Senkung der Körper-
schaftsteuersätze auf ein international vergleichbares
Niveau vor. Eine solche Angleichung ist wünschenswert,
weil hohe nominelle Steuersätze auch bei niedriger tat-
sächlicher Steuerbelastung infolge einer großzügigen
steuerlichen Bemessungsgrundlage für international
tätige Unternehmen offenkundig eine große psychologi-
sche Bedeutung haben. In einer ersten Stufe wird der
Körperschaftsteuersatz für einbehaltene Gewinne ab
1999 auf 40 Prozent gesenkt.

Gleichzeitig wird der Höchststeuersatz für gewerbliche
Einkünfte bei der Einkommensteuer in der ersten Stufe
ab 1999 auf 45 Prozent und in der zweiten Stufe ab 2000
auf 43 Prozent abgesenkt.

Die Bundesregierung wird eine Bund-Länder-Kom-
mission unter Beteiligung der Wissenschaft und der
Verbände einberufen, die eine grundlegende Reform der
Unternehmensbesteuerung bis zum Jahr 2000 vorberei-
tet. Ziel ist ein Unternehmenssteuerrecht, das alle Unter-
nehmenseinkünfte mit einem einheitlichen Steuersatz
von höchstens 35 Prozent besteuert. Zur Vorbereitung
dieser Unternehmensteuerreform wird die steuerliche
Gewinnermittlung objektiviert und an internationale
Standards angepaßt.

Der Gesetzentwurf sieht eine umfassende Verbreiterung
der Bemessungsgrundlage vor, die zu einer deutlichen
Vereinfachung des Steuerrechts führt. Insgesamt werden



78 Einzelmaßnahmen zum Abbau von Steuersubventio-
nen und zur Bereinigung des Steuerrechts vorgeschla-
gen. Diese Einzelmaßnahmen mit einem Gesamtvolu-
men im Jahr 2002 von rund 42 Mrd. DM führen nicht
nur zu einem gerechteren Steuerrecht, sie sichern auch
die Finanzierbarkeit der Steuerreform. Bei der Verbreite-
rung der Bemessungsgrundlage wird dem Grundsatz der
wirtschaftspolitischen Vernunft und der sozialen Aus-
gewogenheit gefolgt.

Mit der Steuerreform werden die Gestaltungsmöglich-
keiten der Unternehmen bei der Gewinnermittlung an
internationale Standards angeglichen. Arbeitnehmer und
Bezieher von Einkünften aus Vermietung und Verpach-
tung, aus Kapitalerträgen oder aus Renten werden nach
den Grundsätzen von Zufluß und Abfluß besteuert. Da-
gegen ermitteln bilanzierende Unternehmer ihre steuerli-
chen Einkünfte durch Vermögensvergleich in enger
Anlehnung an die handelsrechtliche Gewinnermittlung.
Der Vermögensvergleich bietet vielfache Möglichkeiten,
„stille Reserven“ zu bilden und damit den Ausweis er-
wirtschafteter Gewinne in die Zukunft zu verlagern.
Damit wird die Besteuerung entweder ganz oder teilwei-
se über viele Jahre hinweg – mit entsprechenden Zins-
vorteilen – vermieden.

Die handelsrechtliche Gewinnermittlung ist inzwischen
nicht nur im Hinblick auf die enge Verknüpfung mit der
steuerlichen Gewinnermittlung unbefriedigend. Die
deutschen Vorschriften werden zunehmend kritisiert, da
ihre auf dem Gläubigerschutz basierenden Prinzipien nur
einen eingeschränkten Einblick in die tatsächliche Er-
tragslage ermöglichen. Sie behindern auch die Globali-
sierungsbemühungen deutscher Unternehmen.

Daher wird die steuerliche Gewinnermittlung im Zuge
der Steuerreform objektiviert. Die Bildung von stillen
Reserven wird beschränkt, damit die betroffenen Steuer-
pflichtigen – ähnlich wie Arbeitnehmer – nach ihrer
tatsächlichen Leistungsfähigkeit besteuert werden.

Stille Reserven entstehen vor allem durch überhöhte
oder trotz Wertaufholung beibehaltene Teilwertabschrei-
bungen und bei der Bildung von Rückstellungen. Die
Rückstellungen haben in der Bundesrepublik Deutsch-
land eine im internationalen Vergleich einmalige Grö-
ßenordnung erreicht.

Im Ergebnis werden die Unternehmen mit demselben
Gesamtgewinn besteuert wie bisher. Die im Gesetzent-
wurf vorgesehene Objektivierung der Gewinnermittlung
folgt dem Prinzip, daß Gewinne und Verluste steuerlich
erst dann berücksichtigt werden, wenn sie realisiert wor-
den sind. Es findet daher nur eine zeitliche Verschiebung
der Besteuerung statt.

Im Hinblick auf die vorgesehene Unternehmensteuerre-
form schaffen die Vorschriften zur Objektivierung der
Gewinnermittlung die Voraussetzung für die Absenkung
des Steuersatzes auf Unternehmensgewinne von nur
noch höchstens 35 Prozent.

Der Gesetzentwurf berücksichtigt in besonderer Weise
die Bedeutung kleinerer und mittlerer Unternehmen für
die Schaffung von Arbeitsplätzen. Die Senkung der Ein-

kommensteuersätze, insbesondere auch des Höchststeu-
ersatzes für gewerbliche Einkünfte, entlasten gerade
kleinere und mittlere Unternehmen. Auch bei den vorge-
schlagenen Maßnahmen zur Verbreitung der Bemes-
sungsgrundlage wurde der Bedeutung des Mittelstandes
Rechnung getragen. Dies gilt vor allem für folgende
Regelungen, die für die mittelständische Wirtschaft von
besonderem Gewicht sind:

– volle Verrechenbarkeit unternehmerischer Verluste;

– voller Erhalt des Verlustvortrages für unternehmeri-
sche Verluste;

– übergangsweise Beibehaltung des auf ein Jahr be-
grenzten Verlustrücktrages in Höhe von 2 Mio. DM;

– Übertragbarkeit aufgedeckter stiller Reserven bei
Veräußerung des betrieblichen Grund und Bodens
und betrieblicher Gebäude in Fällen der Betriebsver-
legung;

– höhere Rückstellungsmöglichkeiten für betriebliche
Pensionen;

– übergangsweise Beibehaltung der Sonderabschrei-
bungen und Ansparabschreibungen für kleine und
mittlere Unternehmen;

– Beibehaltung der Sonderabschreibungen und Anspar-
abschreibungen für Existenzgründer.

Der Gesetzentwurf schließt eine steuerliche Mehrbela-
stung in einzelnen Fällen durch die Maßnahmen zur
Verbreiterung der Bemessungsgrundlage nicht aus. Die
Mehrbelastungen werden aber insbesondere diejenigen
treffen, die Steuervergünstigungen und Steuerschlupflö-
cher ausgenutzt haben. Unter dem Strich wird die ganz
überwiegende Mehrzahl der Steuerpflichtigen durch die
vorgeschlagenen Steuerreformmaßnahmen entlastet.


































































































































































